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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 47/13 B 
 
L 5 KR 515/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 5 KR 200/07 (SG Detmold) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK NORDWEST - Die Gesundheitskasse, 
Kopenhagener Straße 1, 44269 Dortmund, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juli 2013 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   Dr.  E s t e l m a n n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 14. März 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse in der Krankenversicherung der Arbeitslosen versicherte 

Klägerin ist mit ihrem Begehren, von der Beklagten Krankengeld für die Zeit vom 27.2. bis 

17.9.2007 zu erhalten, bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das 

LSG hat zur Begründung ua ausgeführt, für die betroffene Zeit bestehe unter Berücksichtigung 

der im Klageverfahren erhobenen Befunde und Sachverständigengutachten keine Arbeitsunfä-

higkeit (Urteil vom 14.3.2013). 

 

Mit ihrer Beschwerde wendet sie sich gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrundes des Verfahrensmangels. 

 

1. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist eine Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrens-

mangel kann nicht auf eine Verletzung von § 109 und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der 

freien richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermitt-

lungsgrundsatz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Um einen Verfah-

rensmangel in diesem Sinne geltend zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die 

den entscheidungserheblichen Mangel ergeben sollen (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG und hierzu zB 

BSG Beschluss vom 10.8.2007 - B 1 KR 58/07 B - Juris RdNr 4 mwN). 

 

Die Klägerin beruft sich auf eine Verletzung des § 103 SGG. Sie bezeichnet mit ihrem Vorbrin-

gen aber schon keinen ordnungsgemäß aufrechterhaltenen Beweisantrag. Der Senat lässt die 

Frage offen, ob die Klägerin sich auf einen bloßen Beweisantritt oder einen echten Beweisantrag 

bezieht. Jedenfalls gehört nach ständiger Rechtsprechung des BSG zur Bezeichnung eines 

Beweisantrags auch die Darlegung, dass ein anwaltlich vertretener Beteiligter einen (echten) 

Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt und noch zumindest hilfs-

weise aufrechterhalten hat (vgl zB BSG Beschluss vom 14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris 

RdNr 5; BSG Beschluss vom 25.4.2006 - B 1 KR 97/05 B - Juris RdNr 6; BSG SozR 4-1500 

§ 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Die Klägerin legt demgegenüber schon nicht dar, dass sie einen 
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Beweisantrag zumindest hilfsweise in der mündlichen Verhandlung gestellt und aufrechterhalten 

hat. 

 

2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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